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hunderts beherrſchen, behauptet der nationale Gedanke unſtreitig den 
erſten Rang; was wenigſtens die geſtaltende Kraft betrifft, kann weder 
das Streben nach individueller Freiheit, noch die Tendenz nach ſocialer 
Gleichheit ſich mit ihm auch nur im Entfernteſten meſſen. Die großen 
Staatenbildungen unſerer Zeit ſind aus dieſer Ideenſtrömung erwachſen, 
ſie haben ſich auf nationaler Grundlage aufgebaut und auch das Leben 
der älteren oder neueren national gemiſchten Staaten iſt vorwiegend von 
dem Kampfe der einzelnen nationalen Elemente um die politiſche Herr⸗ 
ſchaft oder mindeſtens um politiſche Geltung erfüllt. Die nationale Gleich⸗ 
berechtigung ift in den letzteren die Loſung politiſcher Parteien ge⸗ 
worden und unabläſſig wurde darnach gerungen, ihr geſetzliche Aner⸗ 
kennung zu verſchaffen. 

Es iſt daher ſehr natürlich, daß die vielen Verfaſſungscodificationen, 
welche unſer Jahrhundert kennt, von der nationalen Strömung nicht 
unberührt blieben, und daß die Rechte nationaler Freiheit ſich in den 
Verfaſſungen der Miſchſtaaten ihren Platz neben den alten Grundrechten 


u 
Unter den Ideen, welche das politiſche Leben unſeres 5 
individueller Freiheit und Gleichheit eroberten. So findet ſich eine Be 


ſtimmung dieſer Art ſchon in der belg iſchen Verfaſſung von 1831 
und offenbar ihr nachgebildet in jener Luxemburgs von 18482), fo 
gewährleiſteten die Grundrechte des deutſchen Volkes den 
nicht deutſch redenden Volksſtämmen ihre volksthümliche Entwicklung, 
nachdem die verfaſſunggebende Nationalverſammlung ſchon früher, gleich 
nach Beginn ihrer Thätigkeit, dies Recht in einer feierlichen Erklärung 
anerkannt hatte ). In der preußiſchen Verfaſſung findet ſich aller⸗ 
dings keine entſprechende Beitimmung *), dafür iſt aber faſt in allen 


) Staatsverfaſſung Belgiens vom 25. Februar 1831: ll. Titel: Von 
den Belgiern und ihren Rechten: Art. 23: „Der Gebrauch der in Belgien üblichen 
Sprachen iſt willkürlich; er kann nur durch das Geſetz beſtimmt werden, und nur 
für die Acten der öffentlichen Behörde, und für gerichtliche Handlungen“. 

) Verſaſſung des Großherzogthums Luxemburg vom 9. Juli 1848: 
Capitel 1: Von den Luxemburgern und ihren Rechten: Art. 30: „Der Gebrauch 
der deutſchen und der franzöſiſchen Sprache ſteht Jedem frei; es darf derſelbe 
nicht beſchränkt werden“. 

) In der 8. Sitzung der deutſchen National⸗Verſammlung (27. Mai 
1848) ſtellte der Abgeordnete Mareck aus Graz den Dringlichkeitsantrag, 
Deutſchland möge durch ſeine Vertreter in Form einer Proclamation feierlich 
erklären, daß es zur Unterdrückung einer Nationalität nie die Hand bieten werde 
und daß, obwohl in Deutſchland die deutſche Sprache die Staatsfprache fei, den 
nicht deutſchen Staatsbürgern die Aufrechthaltung und Achtung ihrer Nationalität, 
ſpeciell der Gebrauch ihrer Sprache in Communal⸗Angelegenheiten, im Untere 
richtsweſen und als Gerichtsſprache garantirt ſei. Dieſer Antrag wurde an den 
Verfaſſungs⸗Ausſchuß zur ſofortigen Berichterſtattung überwieſen, welcher ſodann 
in der 10. Sitzung (am 31. Mai) durch Dahlmann einhellig den Vorſchlag 
machte, dem Antrage Mareck's durch folgende Protokoll⸗Erklärung zu ent⸗ 
ſprechen: „Die verſaſſunggebende deutſche National⸗Verfammlung erklärt feierlich: 
Daß ſie im vollen Maße das Recht anerkenne, welches die nichtdeutſchen Volks⸗ 
ſtämme auf deutſchem Bundesboden haben, den Weg ihrer volksthümlichen Ent⸗ 
wickelung ungehindert zu gehen, und in Hinſicht auf das Kirchenweſen, den 
Unterricht, die Literatur und die innere Verwaltung und Rechtspflege ſich de: 
Gleichberechtigung ihrer Sprache, ſo weit deren Gebiete reichen, zu erfreuen, wie 
es ſich denn auch von ſelbſt verſtehe, daß jedes der Rechte, welche die im Bau 
begriffene Geſammtverfaſſung dem deutſchen Volk gewährleiſten wird, ihnen gleich⸗ 
mäßig zuſteht. Das fortan einige und freie Deutſchland iſt groß und mächtig 
genug, um den in ſeinem Schooße erwachſenen andersredenden Stämmen eifer⸗ 
ſuchtslos in vollem Maaße gewähren zu können, was Natur und Geſchichte 
ihnen zuſpricht; und niemals ſoll auf feinem Boden weder der Slave, noch der 
däniſch redende Nordſchleswiger, noch der italieniſch redende Bewohner Süd⸗ 
deutſchlands, noch wer ſonſt, uns angehörig, in fremder Zunge ſpricht, zu klagen 
haben, daß ihm ſeine Stammesart verkümmert werde, oder die deutſche Bruderhand 
ſich ihm entziehe, wo es gilt.“ Der Antrag des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes wurde 
ohne Discuſſion mit großer Majorität angenommen. In die Grundrechte fand als 
Artikel 13 (in die Verfaſſung des deutſchen Reiches als 8 188) folgender Satz 
Aufnahme: „Den nicht deutſch redenden Volksſtämmen Deutſchland's iſt ihre volks⸗ 
thümliche Entwicklung gewährleiſtet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer 
Sprachen, ſoweit deren Gebiete reichen, in dem Kirchenweſen, dem Unterrichte 
der innern Verwaltung und der Rechtspflege“. j 

5 1 Bei den Beſchwerden der preußiſchen Polen über ſprachliche Bedrückung 
wird nicht die Verfaſſung, ſondern die Wiener Congreßacte oder das Beſitz⸗ 
ergreifungspatent als Fundament benützt. Vgl. Bericht der XIV. Commiſſion 
über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Geſchäftsſprache der Behörden, 
Beamten und politiſchen Körperſchaften des Staates, in den Anlagen zu den 
ſtenographiſchen Berichten über die Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten, 
3. Seſſion der 12. Legislaturperiode (1876), Nr. 159. 


öſterreichiſchen Verſaſſungsphaſen um fo eingehender hierauf Bedacht | 
genommen. Wir vermiſſen eine ſolche Norm ſelbſt nicht in der erſten 
Verfaſſungsurkunde vom 25. April 1848 % und um jo weniger war 
es ſpäter möglich, das Princip der nationalen Rechte zu ignoriren, als 
ſich mit dem Fortſchritt der 1848er Bewegung die entfeſſelten nationalen 
Elemente einmal geltend gemacht hatten. In den Kremſierer Grund⸗ 
rechten ) vor allem, dann in der Märzverfaſſung ) iſt hierauf um⸗ 
ſtändlich und nachdrücklich Rückſicht genommen, und als im Jahre 1867 
Grundrechte wieder ihren Einzug hielten, fehlte in denſelben die Gewähr⸗ 
leiſtung der nationalen Gleichberechtigung ſelbſtverſtändlich nicht. In das 
Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, hat ein eigener, bezüglicher 
Artikel Eingang gefunden der Artikel 19, welcher folgendermaßen lautet: 

„Alle Volksftämme des Staates ſind gleichberechtigt, und jeder 
Volksſtamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege ſeiner 
Nationalität und Sprache. 

Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, 
Amt und öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt. 

In den Ländern, in welchen mehrere Volksſtämme wohnen, 
ſollen die öffentlichen Unterrichtsanſtalten derart eingerichtet ſein, daß 
ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landes⸗ 
ſprache jeder dieſer Volksſtämme die erforderlichen Mittel zur Aus⸗ 
bildung in ſeiner Sprache erhält.“ 

Dieſer Artikel bildet die Grundlage unſeres öffentlichen Rechtes 
in nationalen Fragen, mit dieſem müſſen wir uns daher vor allem 
befaſſen. Wir müſſen zunächſt eine eingehende Interpretation verſuchen, 
um den Ausgangspunkt für unſere Darſtellung zu gewinnen, ſodann 
haben wir zu entwickeln, ob und in wie weit dieſer Artikel lediglich princi— 
pielle Forderungen an Geſetzgebung und Verwaltung ſtellt, ob und in wie 
weit er auch dispoſitive Beſtimmungen trifft, und ſchließlich wird es 
die Aufgabe einer ſpäteren Unterſuchung ſein, ob und in wie fern die 
Ausführungsgeſetzgebung der grundrecktlichen Norm entſpricht. 

Der Artikel 19 der Grundrechte zerfällt in drei Theile. Von 
dieſen ſind Alinea 1 und 2 faſt wörtlich den Kremſierer⸗Grundrechten 
entnommen, Alinea 3 aber iſt ein neuer Zuſatz, der den öſterreichiſchen 
Erfahrungen der Sechziger Jahre ſein Entſtehen verdankt. Dem Inhalte 
nach gliedern ſich dieſe Abtheilungen folgendermaßen. In Alinea 1 iſt 
ein zweifacher Grundſatz feſtgeſtellt, zunächſt jener der Gleichberechtigung 
aller Volksſtämme des Staates, ſodann der, daß dieſes gleiche Recht 
je des Stammes in dem unverletzlichen Recht auf Wahrung und Pflege 
der Nationalität und Sprache beſteht. Dieſe Grundſätze nun erhalten 
in Alinea 2 und 3 ſowohl eine neuerliche Anerkennung als auch in 
einzelnen Punkten eine nähere Durchführung; in Alinea 2 wird die 
Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen vom Staate ausdrück⸗ 
lich in dreifacher Beziehung anerkannt, nämlich in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben, und in Alinea 3 wird die eine dieſer Beziehungen, 


) Verfaſſungsurkunde des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates vom 25. April 
1848: 1. Allgemeine Beſtimmung: 8 4. „Allen Volksſtämmen iſt die Unver⸗ 
letzlichkeit ihrer Nationalität und Sprache gewährleiſtet.“ 

e) Entwurf der Grundrechte des öſterreichiſchen Volkes. § 21. „Alle Volks⸗ 
ſtämme des Reiches ſind gleichberechtiget. Jeder Volksſtamm hat ein unverletzliches 
Recht auf Wahrung und Pflege ſeiner Nationalität überhaupt und feiner Sprache 
insbeſondere. Die Gleichberechkigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt 
und öffentlichem Leben wird vom Staate gewährleiſtet.“ Minoritätsvotum: Erſter 
Satz: „Keiner Nationalität wird vor der andern ein politiſches Vorrecht ein⸗ 
geräumt.“ Nach dem in der Beilage zur Wiener Zeitung, Nr 341, enthaltenen 
Berichte über die Reichstagsſitzung vom 21. December 1848 erhob ſich bei der erſten 
Leſung der Grundrechte bei mehreren Paragraphen, darunter bei jenem über 
die Gleichberechtigung der Nationalitäten, lauter Beifall. Zu einer Berathung des 
8 2 im Plenum des Hauſes iſt es bekanntlich in Folge der Auflöſung des 
Reichstags nicht mehr gekommen, eine förmlichere Manifeſtation des letzteren liegt 
ſomit nicht vor. In dem Entwurf der Verfaſſungsurkunde finden ſich aber außer 
der grundrechtlichen Garantie der Nationalität noch andere Bürgſchaften für die 
Freiheit der letzteren, ſo vor allem in dem Zugeſtändniſſe einer Eintheilung der 
Länder in Kreiſe mit möglichſter Berückſichtigung der Nationalität und ſomit 
nationaler Kreisvertretungen, in der Abgrenzung der Wahlbezirke nach der Na⸗ 
tionalität u. ſ. w. 

1) Reichsverfaſſung für das Kaiſerthum Oeſterreich vom 4. März 1849: 
J. Abſchnitt. Von dem Reiche: § 5. „Alle Volksſtämme ſind gleichberechtigt und 
jeder Volksſtamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege ſeiner 
Nationalität und Sprache.“ Patent vom 4. März 1849 zum Schutze der durch 
die conſtitutionelle Staatsform gewährleiſteten politiſchen Rechte: $ 4: „Für all⸗ 
gemeine Volksbildung ſoll durch öffentliche Anſtalten, und zwar in den Landes⸗ 
theilen, in denen eine gemiſchte Bevölkerung wohnt, derart geſorgt werden, daß 
auch die Volksſtämme, welche die Minderheit ausmachen, die erforderlichen Mittel 
zur Pflege ihrer Sprache und zur Aus bildung in derſelben erhalten.“ 
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das Verhältniß zur Schule, ſpeciell noch dahin normirt, in den von 
mehreren Volksſtämmen bewohnten Ländern ſeien die öffentlichen Unter⸗ 
richtsanſtalten derart einzurichten, daß ohne Anwendung eines Zwanges 
zur Erlernung einer zweiten Landesſprache jeder dieſer Volksſtämme 
die erforderlichen Mittel zur Ausbildung in ſeiner Sprache erhalte. 

Welche Tragweite hat nun zuvörderſt der im Alinea 1 normirte 
Grundſatz? Dies iſt die erſte Frage. 

Wir antworten: Der ſtaatsgrundgeſetzliche Schutz wird allen 
Volksſtämmen des Staates zu Theil, dies iſt die Beſtimmung, von 
welcher man zunächſt auszugehen hat. Jeder Volksſtamm, welcher 
innerhalb der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder ſeßhaft 
iſt, erfreut ſich des von den Staatsgrundgeſetzen gewährten Schutzes, 
ohne Rückſicht auf ſeine Größe, ſeine geographiſche Verbreitung, ſeine 
culturelle Bedeutung, ſeine geſchichtliche Vergangenheit. Ueber all dies 
kann kein Zweifel obwalten, Gegenſtand der Unterſuchung kann nur ſein, 
wie viele Rechtsſubjecte das Staatsgrundgeſetz im Auge hatte, indem 
es an die Volksſtämme Oeſterreichs dachte, mit anderen Worten, welcher 
Kreis ſtammverwandter Volksgenoſſen im Sinne des Geſetzes als ein 
Volksſtamm gilt. 

Das Staatsgrundgeſetz hat die zu ſchützenden Stämme nicht 
nominell bezeichnet, wie es z. B. in der Verfaſſung Luxemburgs geſchieht, 
welche ausdrücklich nur Deutſche und Franzoſen ins Auge faßt, und es 
hat auch nicht das Erſorderniß ausdrücklicher Reception eines Stammes 
in den zu ſchützenden Kreis aufgeſtellt, wie es der Vorgang bei den 
vom Staate anzuerkennenden Religionsgeſellſchaften nahegelegt hätte. 
In jedem einzelnen Fate behaupteter nationaler Unterdrückung wird 
daher der Begriff des berechtigten Volksſtammes von der zur Ent⸗ 
ſcheidung berufenen Behörde feſtzuſtellen ſein, und zwar wird dieſe 
Entſcheidung eine faſt durchaus ſelbſtſtändige fein, da das Staatsgrund⸗ 
geſetz jede Definition des Begriffes vermieden hat. Aus dem Staats⸗ 
grundgeſetze iſt nur ſo viel erſichtlich, daß unter den Volksſtämmen 


nicht nur der Descendenz nach, ſondern auch durch die Sprache zur 


Einheit zuſammengeſchloſſene Volksgemeinſchaften verſtanden ſind, da ja, 
wie wir alsbald noch näher ſehen werden, jedem Volksſtamme das 
Recht auf ſeine Sprache gewährleiſtet wird. Wann dieſe Vorausſetzungen 
gegeben ſind, wann das von einer natürlichen Menſchenvereinigung, 
die über den Kreis der Familie hinausreicht, gebrauchte Idiom den 
Charakter der Sprache annimmt, welche die nationale Individu⸗ 
alität beſtimmt, wann in Folge deſſen ein Stamm das Recht auf Schutz 
ſeiner Exiſtenz gewinnt, das alles iſt aber, wie geſagt, ſtets in jedem 
einzelnen Falle zu beſtimmen. 

Das Staatsgrundgeſetz hat ſich offenbar der Gefahr entziehen 
wollen, durch die Fixirung der Zahl der Berechtigten einen Kreis von 
Bevorrechteten zu ſchaffen, und eine ſolche indirecte, unbeabſichtigte 
Privilegirung wäre ſehr leicht möglich geweſen Sie wäre möglich ge⸗ 
weſen im Falle der nominellen Bezeichnung der zu ſchützenden Stämme, 
nicht nur, wenn man irgend einem Stamme die Stammesindividualität 
irrthümlich abgeſprochen hätte, ſondern auch, weil die Beſiedelung des 
öſterreichiſchen Territoriums durch neue Stämme nicht ausgeſchloſſen tft, 
ſie wäre möglich geweſen im Falle der Einführung einer formellen 
Reception, weil es dann in dem Belieben der wechſelnden Organe der 
Geſetzgebung oder Verwaltung geſtanden hätte, die natürlich vorhandene 
Stammesindividualität generell anzuerkennen oder zu negiren. Das 
Staatsgrundgeſetz wollte dies alles nicht thun, denn es hat das Prin⸗ 
cip der Nationalität als ein Princip der Freiheit proclamirt, und da 
ſollte jeder Verſuch, einen numerus clausus von Berechtigten zu ſchaffen, 
von vorneherein ausgeſchloſſen ſein. 

Gehen wir nun einen Schritt weiter und fragen wir, was das 
Staatsgrundgeſetz für alle Volksſtämme normirt hat, ſo ergibt ſich fol⸗ 
gendes Reſultat: Das Rechtsprincip, welches ſür alle öſterreichiſchen 
Volksſtämme proclamirt iſt, iſt jenes der Gleichberechtigung. 

Nicht irgend ein abſoluter Grundſatz iſt ſomit an die Spitze 
geſtellt, ſondern lediglich der relative Begriff der Gleichheit, nicht darum 
handelt es ſich, die Bedingungen nationaler Entwicklung überhaupt und 
in allen Beziehungen zu ſichern, ſondern nur um die Abwehr der Unter⸗ 
drückung eines Volksſtammes durch den anderen, um die Beſeitigung 
einer nationalen Hegemonie im Staate. Die öſterreichiſchen Stämme 
ſind unendlich ungleich in Bezug auf ihre materiellen und geiſtigen 
Machtmittel, ſie ſind unendlich verſchieden in ihrem geſchichtlichen Verhält⸗ 
niſſe zu dem Staatsweſen; das Staatsgrundgeſetz ignorirt dieſen Umſtand, 
ſeine Abſicht iſt es vielmehr geradezu, das factiſch Ungleiche als rechtlich 


gleich zu behandeln, und für die vorragende Bedeutung einzelner Sprachen 
nicht nur, ſondern auch für das Bedürfniß des Staates als einer gei⸗ 
ſtigen Individualität nach einer beſtimmten Staatsſprache, mag ſich da⸗ 
neben das Leben der Volksſprachen wie immer geſtalten, fehlt dem Staats⸗ 
grundgeſetze mit Abficht jedes Verſtändniß. Die grundrechtliche Sanction 
der nationalen Gleichberechtigung will der Abſchluß eines langen Kampfes 
der Nationalitäten um die Herrſchaft im Staate ſein, ihr kann es daher 
nur darauf ankommen, das Verhältniß der Volksſtämme des Staates 
zu einander im Sinne der völligen Gleichheit zu regeln, und alle an- 
deren Rückſichten und Bedürfniſſe üben hiegegen keine Macht. 

Mit der Proclamirung des Princips nationaler Gleichberechtigung 
haben ſich die Grundrechte indeß nicht begnügt. Zu oft ſchon war dies 
Princip angerufen und anerkannt worden, ohne die Befriedigung der 
verſchiedenen Anſprüche zu bewirken, als daß man es bei dem einfachen 
Ausſprechen des Grundſatzes hätte können bewenden laſſen. Es ſollte 
jeder Zweifel ausgeſchloſſen werden, daß unter der Gleichberechtigung 
der Stämme nicht etwa die Rechtsgleichheit der verſchiedenen Nationalen 
zu verſtehen ſei, welche ſchon durch faſt alle vorhergehenden Artikel der 
Grundrechte (2: die Gleichheit vor dem Geſetze, 3: die allgemeine 
Aemterfähigkeit, 4: die Freizügigkeit ꝛc.) verbürgt war, und daher ſchritt 
man noch im Alinea 1 zu einer Ausführung des Princips, welche dem 
gleichen Rechte aller Volksſtämme entſchieden Lebensäußerungen der Ge⸗ 
ſammtperſönlichkeit zum Objecte gibt. In einer allerdings ſtyliſtiſch nicht 
ſehr glücklichen Verbindung iſt an das formale, relative Princip der 
Gleichberechtigung das materielle, abſolute Princip geknüpft, daß jeder 
Volksſtamm ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege ſeiner 
Nationalität und Sprache hat. In der Wahrung und Pflege der Natio⸗ 
nalität und Sprache hat ſich ſomit die Gleichberechtigung geltend zu 
machen, hiedurch iſt dem formalen Begriff ſein materieller Inhalt gegeben. 

Mit einer Emphaſe wie wenig andere der Grundrechte iſt dies 
Recht nationaler Exiſtenz anerkannt, ſo wie das Eigenthum in Artikel 5, 
ſo iſt hier das Recht auf Wahrung und Pflege der Nationalität und 
Sprache feierlich als „unverletzlich“ proclamirt. Eine neue Zeit der 
Freiheit ſollte angebrochen ſein, und wie Unterthänigkeit und Hörigkeit 
„für immer“ abgeſchafft erklärt wurden (Art. 7), ſo wollte das Staats⸗ 
grundgeſetz fürderhin jeden Eingriff in das nationale Daſein ausge⸗ 
ſchloſſen haben. Und nicht die Sprache allein iſt es, deren Schutz das 
Geſetz verheißt, es wird derſelben als einer einzelnen Aeußerung des 
Volksgeiſtes die Nationalität als das allgemeinere zu ſchützende Object 
borangeftellt®), jo daß an der Abſicht, jede Manifeſtation volksthümlichen 
Lebens zu ſchirmen, von Sitten und Gebräuchen des alltäglichen Verkehrs 
bis zu den Inſtitutionen, welche etwa zur Wahrung der nationalen 
Exiſtenz geſchaffen ſind, ein Zweifel nicht beſtehen kann. Dieſe nationa⸗ 
len Güter alle find eines jeden Volksſtamms „unverletzlicher“ Beſitz, 
auf „Wahrung“ dieſes Beſitzſtandes hat jeder Volksſtamm ein unver⸗ 
letzliches Recht. Die öſterreichiſche Verfaſſung geht aber noch weiter, 
ſie verbürgt nicht nur das Recht nationaler Exiſtenz, fie ſchließt nicht 
nur jede gewaltſame Vernichtung oder Unterdrückung einer nationalen 
Individualität aus, ſie gibt ſogar einer jeden derſelben ein unverletz⸗ 
liches Recht auf „Pflege“ ihrer Nationalität und Sprache, und zwar 
von Seite des Staates, da ein anderer Verpflichteter logiſch undenkbar 
iſt. Die öſterreichiſchen Volksſtämme ſind ſomit in ihrer Entwicklung 
durchaus nicht auf ihre eigenen Mittel allein angewieſen; in der unver⸗ 
kümmerten Entfaltung ihrer Kräfte haben ſie vielmehr erſt einen Theil 
des ihnen zugeſprochenen Rechtes, und dasſelbe involvirt in letzter Linie 
den Anſpruch an das Gemeinweſen, daß dieſes den ſchwachen Stämmen 
die zur Geltendmachung ihrer Eigenart nöthige Pflege angedeihen laſſe. 

Eine ganz eigenthümliche Aufgabe ergibt ſich nach alledem für 
den öſterreichiſchen Staat durch die erörterte Formulirung der nationalen 
Gleichberechtigung. Sie beſteht in der Schirmung und Förderung der 
verſchiedenen Stämme in ihrer nationalen Eigenart und die ihr zu 
Grunde liegende Tendenz iſt ganz deutlich die Abſicht, die kleinen Volks⸗ 
ſtämme zu erhalten. Die thatſächlich vorhandene Gliederung der Bevöl⸗ 
kerung nach Stämmen und Sprachen ſoll fortbewahrt werden und die 
Vielgeſtaltigkeit der Volkselemente iſt gerade das von der Verfaſſung 
erſtrebte Ziel. Fortſetzung folgt.) 


5) Die Kremſterer Grundrechte hatten die logiſch richtigere Faſſung, jeder 
Volksſtamm beſitze ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege „feiner 
Nationalität überhaupt und ſeiner Sprache insbeſondere“. Die 1867 gebrauchte 
Ausdrucksweiſe iſt in dieſem Punkte der Verfaſſung vom 4. März 1849 entlehnt. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 
Loszählung des wegen Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes 
Verurtheilten von der Zahlung der klägeriſchen Vertretungs⸗ 
koſten, weil bei der Einfachheit des Falles ein Rechtsbeiſtand 

nicht nothwendig geweſen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 2. Juli 1877, 
3. 5361 die Recurſe des Alois W. in E. und Michael Sch. in T. 
wider die ihnen a) wegen Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes von der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft zuerkannte und von der k. k. Statthalterei 
beſtätigte Geldſtrafe und b) wider ihre Verurtheilung zum Erſatze der 
aus Anlaß dieſer Strafverhandlung für die Klägerin Katharina M. 
erlauſenen Vertretungskoſten hinſichtlich des Punktes a) zurückgewieſen, 
dagegen hinſichtlich des Punktes b) Folge gegeben, und unter Behebung 
der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 12. Jänner 1877 die Recurrenten 
von dem Erſatze der gedachten Vertretungskoſten freigeſprochen, „weil 
mit Rückſicht auf die Einfachheit des Straffalles die Intervenirung 
eines Rechtsbeiſtandes nicht nothwendig geweſen ift“. N Ses 


Ueber die Competenz des Civilrichters betreffs der Entſcheidung 
von Schadenerſatzanſprüchen, welche in Folge ungeſetzlichen Vor⸗ 
gehens eines executiven Finanzorganes erhoben wurden. 

Philipp Zech aus Cairo trat durch Dr. Porlitz gegen die Trieſter 
Finanzprocuratur in Vertretung des Finanzärars klägeriſch auf und be⸗ 
auſpruchte einen Schadenerſatz von 1800 Frances und 700 fl. ö. W. 

In der Klage de praes. 8. Februar 1877, 3. 930, wird 
dargelegt, daß Kläger ſechs Pferde bei einem Freunde in Trieſt beſtellt 
habe, mit der Beſtimmung, dieſelben mit dem Lloyddampfer „Hungaria“ 
am 8. December 1876 nach Alexandrien einzuſchiffen. 

Sechs Pferde wurden auch gekauft und am 8. December um 
drei Uhr Nachmittags am Bord des „Hungaria“ in verſchiedenen Boxes 
eingeſchifft. 

Die Einſchiffung geſchah am hellen Tage in Gegenwart ver⸗ 
ſchiedener Finanzbeamten, die zur Ueberwachung des Quais in Trieſt 
beſtellt ſind. 

Um eilf Uhr Nachts ſtellte ſich jedoch ein Ober⸗Finanzcommiſſär 
dem Schiffscapitän vor, und verlangte von ihm, unter Berufung auf 
das erlaſſene Pferdeausfuhrverbot, die ſofortige Auslieferung der ſechs 
Pferde. — Der Abſender war zufällig am Bord. Er ſuchte den Com⸗ 
miſſär auf gütliche Weiſe von der Ungeſetzlichkeit ſeines Vorgehens zu 
überzeugen. — Seine Vorſtellungen, ſowie die behördlichen Schritte, die 
noch in aller Eile gethan wurden, um die Angelegenheit noch vor Ab- 
fahrt des Schiffes zu ordnen, blieben erfolglos. — Die Pferde wurden 
ohne irgend welche Rückſicht ausgeſchifft und mit Beſchlag belegt. Man 
weigerte ſich ſogar, dieſelben in ihren Stall zurückzuführen. — Es war 
in ſpäter Nachtſtunde und während des ſtrömenden Regens mußten die 
Pferde, bis man einen Stall ausfindig gemacht hatte, zwei volle Stunden 
im Freien bleiben. 

Erſt am nächſten Tage als man zur Einſicht kam, daß ein Fehl⸗ 
griff begangen worden, und daß das Pferdeausfuhrverbot auf Trieſt keine 
Anwendung finde, wurden die Pferde zurückgeſtellt. — Eines derſelben 
war aber total zu Grunde gerichtet, und das Paar, zu dem dieſes Pferd 
gehörte, mußte verkauft und durch ein anderes erſetzt werden. — Erſt 
nach acht Tagen, bei der nächſten Abfahrt eines Dampfers nach Alexan⸗ 
drien, wurden die Pferde wieder eingeſchifft. 

Mit Beſcheid vom 14. Februar 1877, 3. 930 „des Trieſter 
Landesgerichtes, wurde die Klage ordnungsmäßig erledigt. Die Trieſter 
Finanzprocuratur ergriff jedoch dagegen den Recurs, indem ſie behauptete 
daß die Klage von Amtswegen zurückzuweiſen geweſen wäre, da die 
Zuſtändigkeit des Gerichtes offenbar nicht begründet fei. Sie berief ſich 
hiebei auf $ 121 des Reglements über Zollämter, in welchem beſtimmt 
wird, daß über die Frage, ob das Zollverfahren den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſpreche, kein gerichtliches Verfahren ſtattzufinden habe. 

Die Finanzprocuratur war daher der Anficht, daß Kläger früher 
auf adminiſtrativem Wege eine Entſcheidung über dieſen Vorgang, be⸗ 
ziehungsweiſe darüber ſich hätte verſchaffen ſollen, ob dem Finanzorgane 
eine Schuld zur Laſt falle, um die rechtliche Begründung eines Erſatz⸗ 
anſpruches zu beweiſen. 

Kläger aber habe den adminiſtrativen Inſtanzenzug ganz bei 
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Seite gelaſſen und, ohne abzuwarten, ob die Verwaltungsbehörden ihn einzelnen Privaten gegen von ihnen zu leiſtende Entſchädigung Landungs⸗ 


zur Liquidation ſeiner Forderung auf den Rechtsweg anweiſen würden, 
den Weg des Proceſſes betreten. 

Die Finanzprocuratur verlangt daher die Abänderung des erſt⸗ 
richterlichen Beſcheides mittelſt Zurückweiſung der Klage. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Trieſt beſtätigte den erſtrichter⸗ 
lichen Beſcheid mit Verordnung vom 22. März 1877, Z. 1018, aus 
folgenden Gründen: 

„Es iſt jedenfalls richtig, daß 8 121 des Reglements in zoll⸗ 
amtlichen Angelegenheiten beſtimmt, daß die Frage, ob ein zollamtliches 
Verfahren dem Geſetze entſpreche oder nicht, dem Civilrichter ſich entziehe 
und die Abänderung der Maßregel von Seiten der oberen Finanzbe⸗ 
hörden anzufuchen ſei. Im vorliegenden Falle find jedoch, nach Inhalt 
der Klage des Philipp Zech, die Rechtsmittel ſchon auf adminiſtrativem 
Wege mit der am nächſten Tage erfolgten Aufhebung der Beſchlagnahme 
der ſechs Pferde als erledigt zu betrachten, und der Ausſpruch auf 
Schadenerſatz wird eben durch das anerkannt ungeſetzliche Verfahren 
eines Verbotes begründet. — Es handelt ſich daher um die geſetzlichen 
Folgen eines erledigten Verfahrens, welches nur darum aufgehoben 
wurde, weil es ungerecht war. Und da die Ungeſetzlichkeit der Maßregel 
zugegeben werden muß, iſt es Sache der ordentlichen Gerichte, zu 
erkennen, ob aus derſelben ein Schadenerſatz entſtehe, ob derſelbe gegen 
den Staat klagbar ſei, welcher Schade und in welcher Höhe er wirklich 
verurſacht wurde.“ 

Die gegen beide Beſcheide ergriffene außerordentliche Reviſion 
wurde von dem k. k. oberſten Gerichtshofe mit Verordnung vom 
5. Juni d. J., Z. 6687 verworſen, in der Erwägung, „daß aus den 
Gründen des k. k. Oberlandesgerichtes erhellt, es handle ſich um eine 
Schadenerſatzklage, durch welche der Kläger einen Erſatz darum bean⸗ 
ſprucht, weil er von einem executiven Organe der Finanzbehörde 
in ſeinen Privatrechten verletzt worden zu ſein behauptet. Da nun die 
adminiſtrative Behörde das, was in ihrem Wirkungskreiſe lag, in Be⸗ 
ziehung auf die mit Beſchlag belegten Pferde ſchon erledigt hat, fo: 
lag hier kein Fall vor, um die Incompetenz des Civilrichters im 
Sinne der 88 1 und 48 der Jurisdictionsnorm auszusprechen“ 

Jur. Bl. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſthehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Verbindung der Staumaffegung mit der Verhandlung über die 
tauhöhe. 


Wird in einem Waſſerrechtsſtreite ein Augenſchein zur Feſtſtellung 


der zuläſſigen Waſſerſtandshöhe (Stauhöhe) angeordnet, ſo ſind, ſoweit 
es möglich iſt, mit demſelben zugleich auch die in der Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 20. September 1872 vorgeſchriebenen Erhebungen, 
betreffend die Herſtellung der Staumaße, zweckmäßig zu verbinden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 5. Jänner 1877, Z. 12578. 

Inhalt der Conceſſionsurkunde. Widerruf. 

Gründet ſich die Bewilligung einer Waſſeranlage nebſt den 
öffentlichen Rückſichten theilweiſe auch auf ein zwiſchen den Betheiligten 
geſchloſſenes Uebereinkommen, ſo iſt das letztere vollen Inhalts in die 
Genehmigungsurkunde aufzunehmen. 

Wird die Bewilligung gegen Widerruf ertheilt, ſo ſind die Fälle, 
bei welchen der Widerruf zu erfolgen hat, in der Genehmigungsurkunde 
möglichſt genau feſtzuſtellen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 5. Jänner 1877, 8. 12579. 


Landungsplätze. 


Nur die Behörde iſt berechtigt, im Sinne des § 8 des Reichs⸗ 
waſſerrechtsgeſetzes zum Landen und Befeſtigen der Schiffe und Flöße 
Grundeigenthum gegen Entſchädigung in Anſpruch zu nehmen und in 
ſolcher Weiſe Landungsplätze behördlich zu beſtimmen. Privaten ſteht ein 
Landungs⸗ und Bergungsrecht nach 8 9 nur in Nothfällen zu, nicht 
aber ein Recht, nach 8 8 zu beliebigen Landungsplätzen fremdes Eigen⸗ 
thum in Anſpruch zu nehmen. Doch iſt die Behörde berechtigt, auch 
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plätze auf fremden Grundſtücken anzuweiſen, wenn die Erforderniſſe der 
Enteignung nach § 365 a. b. G. B. eintreten. 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 19. Jänner 1877, 3. 12691. 


Feſtſetzung der Stauhöhe für erſt zu projectirende Anlagen. 


Eine vorläufige Feſtſtellung der Stauhöhe für eine derzeit noch 
nicht zur Ausführung beſtimmte und erſt zu projectirende Betriebsanlage 
kann, ſo lange die Vorſchriſten des Waſſerrechtsgeſetzes über Geſuche 
um Verleihung von Waſſerbenützungsrechten nicht erfüllt ſind, nicht 
bewilligt werden, weil dadurch der künftigen, nach dem Geſetze vorzu⸗ 
nehmenden Conceſſionsverhandlung in nachtheiliger Weiſe vorgegriffen 
würde. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 20. Jänner 1877, Z. 14869. 


Brückenbauten bei Gemeindeſtraßen. 
Die Erbauung von Jochbrücken über fließende Gewäſſer kann bei 
Gemeindeſtraßen von der politiſchen Behörde nach dem Waſſerrechtsgeſetze 
unterſagt werden, wenn durch den Bau Geſahren oder Beſchädigungen 
aus dem verurſachten Rückſtau oder ſonſt gehinderten Abfluß des Waſſers, 
des Eiſes u. dgl. entſtehen können. 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 23. Februar 1877, Z. 1401. 


Aenderung beſtehender Waſſerläufe zu Zwecken der Wegherſtellung. 


Ein Gemeindevorſteher iſt nicht berechtigt, aus Anlaß von Weg⸗ 
herſtellungen beſtehende Waſſerläufe, welche zu Triebwerken das Waſſer 
führen, beliebig zu ändern und kann nach dem Waſſerrechtsgeſetze dies⸗ 
falls belangt werden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 24. Februar 1877, Z. 1318. 


Zur Competenz der mit der politiſchen Verwaltung betrauten 
Gemeinden (Stadtgemeinden) in Waſſerrechtsangelegenheiten. 


Wenn der Unternehmer einer Waſſeranlage von einer mit der 
politiſchen Verwaltung betrauten Gemeinde einen Beitrag oder eine 
ſonſtige Verpflichtung in Betreff der Waſſeranlage im Sinne des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes in Anſpruch nimmt, ſo hat die nächſt höhere politiſche Be⸗ 
hörde die Verhandlung zu pflegen und hierüber zu entſcheiden. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 9. März 1877, Z. 14505. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Bezirksärzten Dr. Robert Erdmann in Eger 
und Dr. Franz Stroß in Budweis den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Bürgermeiſter der Stadt Kaurim, 
praktiſchen Arzte Dr. Franz Tucek das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath und Statthalter im Ruheſtande 
Alois Freih. Ceschi a Santa Croce in das Herrenhaus des Reichsrathes als 
Mitglied auf Lebensdauer berufen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzbezirksdirector in 
Innsbruck Joſef Pircher taxfrei den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Der Finanzminiſter bat den Controlor des Havannah⸗ und Specialitäten⸗ 
Magazins der k. k. Tabakregie Franz Schenk zum Hilfsämterdirector bei der⸗ 
ſelben Behörde ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Ober⸗Forſtingenieur Joſef Friedrich zum 
Forſtrathe und den Titular⸗Viceforſtmeiſter Cornelius Leo v. Löwen muth zum 
wirklichen Viceforſtmeiſter im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der gemeinſame oberſte Rechnungshof hat eine bei demſelben erledigte 
Rechnungsrathsſtelle dem Rechnungsraths⸗Adjuncten Karl Wolf und die Rech⸗ 
Beach.  \ dem Miltär⸗-Rechnungsofficial Franz Pavlicek 
verliehen. 


Erledigungen. 


Vier Bergsärzteſtellen mit 1400, 1200, 1100 und 1000 fl. und Reiſe⸗ 

99 1390 bei der k. k. Pribramer Bergdirection, bis Mitte October. (Amtsbl. 
r. 210). 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Horicer Forſtverwaltung in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 213). 

Forſtingenieur⸗Adjunctenſtelle beim Ackerbauminiſterium in der zehnten, 
eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 10. October. 
(Amtsbl. 214). 

Lottodirections⸗Archivarsſtelle für die Wiener Spiele in der achten Rangs⸗ 
claſſe, gegen Caution, bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 214). 

Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle bei den Finanzbehörden in Niederöſterreich in 
der achten, eventuell eine Finanzeommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine 
Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten Ransgclaſſe, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 215). 


Hiezu eine Beilage der Buchhandlung Moritz Perles. 
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